
 
Informationspflicht nach Art. 13, 14 DSGVO bei Erhebung Ihrer 
personenbezogenen Daten für die Bearbeitung von Vorgängen 
des Meldewesens 
 
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Stadt Laatzen 
Marktplatz 13 
30880 Laatzen 
Telefon: 0511 8205-1000 
E-Mail: rathaus@laatzen.de 
 
Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 

Marco Puschmann 
Hannoversche Informationstechnologien AöR 
Hildesheimer Str. 47 
30169 Hannover 
0511/70040- 332 
Marco.Puschmann@hannit.de 
 
Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt zum 
Zweck der Bearbeitung von Vorgängen des Meldewesens. 
 
Rechtsgrundlage dieser Verarbeitung sind §§ 1 und 2 Bundesmel-
degesetz (BMG) i.V.m. § 1 Niedersächsisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesmeldegesetz (Nds. AG BMG). Demnach hat die Stadt 
Laatzen als Meldebehörde die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
wohnhaften Personen zu registrieren, um deren Identität und deren 
Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Die in den Mel-
deregistern gespeicherten personenbezogenen Daten werden von 
der Meldebehörde genutzt, um nach Maßgabe der Vorschriften 
über Melderegisterauskünfte (§§ 44 ff. BMG) und Datenübermitt-
lungen (§§ 33 ff. BMG) den berechtigten Informationsbedürfnissen 
sowohl nicht-öffentlicher Stellen und Privatpersonen als auch öf-
fentlicher Stellen Rechnung zu tragen sowie bei der Durchführung 
von Aufgaben anderer öffentlicher Stellen mitzuwirken (§ 2 Absatz 
3 BMG). Zu bestimmten Anlässen erfolgen regelmäßige Daten-
übermittlungen (§§ 36, 43 BMG; 1. und 2. Bundesmeldedatenüber-
mittlungsverordnung) an andere öffentliche Stellen sowie nach § 42 
BMG an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften. Darüber hin-
ausgehende, auch regelmäßige Datenübermittlungen erfolgen auf-
grund der Bestimmung durch Bundes- oder Landesrecht, in dem 
die jeweiligen zugrunde liegenden Anlässe und Zwecke der Daten-
übermittlung, die Empfänger und die zu übermittelnden Daten be-
nannt werden. 
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Es werden nur die im Einzelfall erforderlichen personenbezogenen 
Daten verarbeitet. 
 
 Grundsätzlich bildet für die Verarbeitung personenbezogener Da-

ten zum Zweck der Erfüllung der der Stadt Laatzen gesetzlich ob-

liegenden Aufgaben Art. 6 Abs. 1 Buchst. e) DSGVO die daten-

schutzrechtliche Grundlage. 

Soweit die Stadt Laatzen für Verarbeitungsvorgänge personenbe-

zogener Daten eine Einwilligung der betroffenen Person einholt, 

dient Art. 6 Abs. 1 Buchst. a DSGVO die datenschutzrechtliche 

Grundlage. 

Soweit eine Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung 

einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, der die Stadt Laat-

zen unterliegt, dient Art. 6 Abs. 1 Buchst. c) DSGVO als Rechts-

grundlage. 

Im Hinblick auf Ordnungswidrigkeitsverfahren bilden die §§ 23 ff. 

Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG) die datenschutz-

rechtliche Grundlage. 

Datenübermittlung 

Im Rahmen der Aufgabenerfüllung werden personenbezogene Da-

ten an Dritte übermittelt. Die notwendigen Daten werden gegebe-

nenfalls an einen oder an mehrere Empfänger/innen übermittelt, 

beispielsweise durch Datenaustausch innerhalb der Stadtverwal-

tung Laatzen, mit anderen Behörden oder mit anderen öffentlichen 

Stellen. 

Eine Datenübermittlung erfolgt in folgenden Fällen: 
 
a) Die Meldebehörde darf an andere öffentliche Stellen im Inland 

(siehe § 2 Bundesdatenschutzgesetz), öffentlich-rechtliche Reli-
gionsgesellschaften und den Suchdienste aus dem Melderegis-
ter Daten übermitteln, oder Daten innerhalb der Verwaltungsein-
heit (Gemeinde) weitergeben, soweit dies zur Erfüllung ihrer ei-
genen oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Auf-
gaben erforderlich ist. 
 

b) Privatpersonen und nicht-öffentliche Stellen erhalten auf Antrag 
eine gebührenpflichtige Auskunft über einzelne personenbezo-
gene Daten unter der Voraussetzung, dass die betroffene Per-
son von der Meldebehörde aufgrund der Angaben des Antrag-
stellers eindeutig identifiziert werden kann. Über eine Vielzahl 
nicht namentlich bezeichneter Personen kann Privatpersonen 
und nicht-öffentlichen Stellen auf Antrag Auskunft über die Zu-



gehörigkeit zu einer Gruppe (z.B. ein bestimmter Geburtsjahr-
gang) und über bestimmte personenbezogene Daten erteilt wer-
den, wenn ein öffentliches Interesse festgestellt werden kann. 
 
Ausländische Stellen außerhalb der Europäischen Union wer-
den nicht-öffentlichen Stellen gleichgesetzt. 
 

c) Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlä-
gen können im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 
auf staatlicher und kommunaler Ebene Meldedaten erhalten. 
 

d) Mandatsträger, Presse und Rundfunk dürfen bei Alters- und 
Ehejubiläen die mit diesem besonderen Zweck in unmittelbarem 
Zusammenhang stehenden Daten erhalten. 

 

e) Adressbuchverlage dürfen zum Zwecke der Veröffentlichung in 
gedruckten Adressbüchern lediglich einzelne abschließend auf-
gezählte Daten aller volljährigen Einwohner von der Meldebe-
hörde erhalten. 

 

f) An öffentliche Stellen in anderen Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
sowie an Organe und Einrichtungen der Europäischen Union   
oder der Europäischen Atomgemeinschaft ist eine Datenüber-
mittlung im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in 
den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union 
fallen, zulässig, soweit dies zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der Meldebehörde oder in der Zuständigkeit des Empfän-
gers liegenden öffentlichen Aufgaben erforderlich ist. Vorausset-
zung für die Übermittlung innerhalb des EWR ist, dass die EWR-
Staaten den Inhalt der Datenschutz-Grundverordnung überneh-
men. 

 

Speicherdauer 

Die Dauer der Speicherung, bzw. die Kriterien für die Festlegung 

der Speicherdauer von personenbezogenen Daten richten sich 

nach den jeweiligen gesetzlichen Aufbewahrungs- und Löschfris-

ten. Ihre personenbezogenen Daten werden nur so lange verarbei-

tet und gespeichert, wie sie für die Erfüllung der gesetzlichen Auf-

gaben der Stadt Laatzen bzw. zur Bearbeitung Ihres Anliegens er-

forderlich sind. Sind Ihre personenbezogenen Daten für die Zwe-

cke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wur-

den, nicht mehr notwendig, werden sie gelöscht. 

Nach dem Wegzug oder Tod des Einwohners hat die Meldebe-

hörde alle Daten, die nicht der Feststellung der Identität und dem 



Nachweis der Wohnung dienen sowie nicht für Wahl- und Lohn-

steuerzwecke oder zur Durchführung von staatsangehörigkeits-

rechtlichen Verfahren erforderlich sind, unverzüglich zu löschen. 

Nach Ablauf von fünf Jahren seit Wegzug oder Tod des Einwoh-

ners werden die zur Erfüllung der Aufgaben der Meldebehörden 

gespeicherten Daten für die Dauer von 50 Jahren aufbewahrt und 

durch technische und organisatorische Maßnahmen gesichert. 

Während dieser Zeit dürfen die Daten mit Ausnahme des Familien-

namens und der Vornamen sowie früheren Namen, des Geburts-

datums, des Geburtsortes sowie bei Geburt im Ausland auch des 

Staates, der derzeitigen und früheren Anschriften, des Auszugsda-

tums sowie des Sterbedatums, des Sterbeortes sowie bei Verster-

ben im Ausland auch des Staates nicht mehr verarbeitet werden. 

Für die in § 13 Abs. 2 Satz 3 BMG bestimmten Fälle gilt das Verbot 

der Verarbeitung nicht. Für bestimmte Daten gelten nach § 14 Ab-

satz 2 BMG kürzere Löschungsfristen. 

 

Rechte der/des Betroffenen 

Sie können gegenüber der Stadt Laatzen folgende Rechte geltend 

machen: 

 Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Da-

ten, 

 Recht auf Berichtigung oder Löschung, 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, 

 Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung, 

 Recht auf Datenübertragbarkeit, 

 Recht auf Widerspruch der Einwilligung, sofern die Verarbeitung 

auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buch-

stabe a beruht. 

 

Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 

Darüber hinaus können Sie sich an die Niedersächsische Landes-

beauftragte für den Datenschutz wenden und dort ein Beschwerde-

recht geltend machen. 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstraße 5 
30159 Hannover 
Telefon: +49 (0511) 120 45 00 
Telefax: +49 (0511) 120 45 99 
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de. 
 

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/


 

Automatisierte Entscheidungsfindung 

Eine automatisierte Entscheidungsfindung oder Profiling erfolgt 

nicht. 


